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Kosten

23/25 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Die Klägerin ist mit ihrem Vorbringen
unterlegen. Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung tragen jedoch die Organe
in Rechtsstreitigkeiten mit den Bediensteten der Gemeinschaften ihre Kosten
selbst.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Klage wird als unzulässig abgewiesen.

2. Jede Partei trägt ihre eigenen Auslagen.

Kutscher Pescatore Sørensen

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 14. Juli 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Zweiten Kammer

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI

VOM 7. JULI 19761

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Der vorliegende Rechtsstreit einer Beam­
tin gegen die Kommission ist im wesent­
lichen aus einem Informationsmangel

des unmittelbaren Vorgesetzten der Klä­
gerin entstanden. Dieser Informations­
mangel hatte seinen Grund einerseits in
den mangelhaften Verbindungen zwi­
schen den Dienststellen innerhalb des

Organs, andererseits in den ungenügen-

1 — Aus dem Italienischen übersetzt
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den Kontakten zwischen den beiden be­
treffenden Beamten. Diese Beamten ha­

ben beide ein etwas starrsinniges Verhal­
ten an den Tag gelegt, das meines Erach­
tens zur Entstehung der Streitigkeit beige­
tragen hat.

Die Klägerin, die in Brüssel wohnt und
arbeitet, befand sich seit zwei Wochen
im Krankheitsurlaub, als die zentrale Per­
sonalvertretung sie am 14. April 1975,
einige Tage vor dem für die Prüfungen
in einem von der Kommission in Luxem­

burg durchgeführten Auswahlverfahren
festgesetzten Termin, bat, ein plötzlich
verhindertes Mitglied des Prüfungsaus­
schusses zu vertreten. Die Unpäßlichkeit,
die die Klägerin vom Dienst fernhielt
und die anscheinend in einer Allergie
gegen Rauch bestand, hinderte sie nicht
daran zu arbeiten; es war der Klägerin
sogar ausdrücklich gestattet worden, zu
Hause ihre normalen Dienstgeschäfte zu
verrichten.

Die Klägerin nahm die Ernennung an.
Die vorschlagende Stelle unterrichtete
hiervon am selben Tage die Generaldirek­
tion Personal und Verwaltung der Kom­
mission. Ob die Verwaltung dafür sorgte,
daß der unmittelbare Vorgesetzte der Klä­
gerin Kenntnis erhielt, ist unklar. Jeden­
falls war diesem der Zeitpunkt der ge­
planten Reise seiner Untergebenen nach
Luxemburg nicht bekannt. So kam es,
daß er, als er am Nachmittag des 22.
April 1975 einen Auftrag für die Dienst­
reise zu dem Auswahlverfahren nach Lu­

xemburg vorfand, die Frau Hirschberg
am nächsten Tag antreten sollte, mit
einem in die Wohnung von Frau Hirsch­
berg geschickten Telegramm reagierte, in
dem er seiner Überraschung Ausdruck
gab, ein solches Gesuch vorzufinden: Er
sei nicht davon unterrichtet worden, daß
sie zur Teilnahme an einer Sitzung aufge­
fordert worden sei und müsse davon aus­

gehen, daß die Klägerin wegen Krank­
heit dem Dienst fernbleibe. Mit der Be­

gründung, ihm sei keine Mitteilung zuge­
gangen, wonach die Klägerin mit soforti­
ger Wirkung ihren Dienst wieder angetre­
ten habe, weigerte er sich, der Dienstreise

zuzustimmen und bat die Klägerin, nicht
nach Luxemburg zu fahren.

Nach Erhalt dieser Mitteilung und nach
Rücksprache mit dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses hielt es die Klägerin
für richtiger, die Verantwortung für eine
Nichtbefolgung der Anordnung ihres
Vorgesetzten zu übernehmen, als durch
ihre Abwesenheit die Arbeiten des Aus­

wahlverfahrens zu gefährden, an dem 450
Bewerber teilnahmen. Dem unmittelba­

ren Vorgesetzten der Klägerin war nicht
bekannt (und dies sage ich nicht im
Sinne eines Vorwurfs, denn diese Angabe
fiel ja unter das ärztliche Geheimnis), daß
die Unpäßlichkeit, die die Klägerin vom
Dienst ferngehalten hatte, ihrer Reise
nach Luxemburg und ihrer Mitwirkung
bei den Arbeiten des Auswahlverfahrens

nicht entgegenstand, wie sie sie auch an
der normalen Verrichtung ihrer Dienstge­
schäfte in ihrer Wohnung bislang nicht
gehindert hatte.

Die Umstände verlangten jedenfalls nach
einer schnellen Entscheidung, und eine
vorherige Aufklärung aller Einzelheiten
war nicht möglich. Am nächsten Tag
fuhr die Klägerin nach Luxemburg, und
ihr unmittelbarer Vorgesetzter richtete
ein Schreiben an sie, in dem er von ihr
Angaben über das fragliche Auswahlver­
fahren und über die Umstände ihrer Be­

nennung zum Mitglied des Prüfungsaus­
schusses sowie über die Gründe ihrer Mit­

wirkung trotz ihres Krankheitsurlaubes
verlangte.

Die Klägerin beantwortete diese Fragen
mit einem Schreiben vom 25. April, in
dem sie auf den unerwarteten Ausfall

eines zuvor benannten Kollegen und auf
die nachteiligen Auswirkungen verwies,
die sich für die Durchführung des Aus­
wahlverfahrens bei ihrem Fernbleiben im

letzten Moment ergeben hätten. Außer­
dem erinnerte sie daran, daß ihre Unpäß­
lichkeit sie nicht an der Wahrnehmung
ihrer Dienstgeschäfte gehindert habe. Zu
der eigentlichen Frage, wie sich tatsäch­
lich ihre Reise nach Luxemburg und ihre
Mitwirkung bei den Arbeiten des Prü­

1272



HIRSCHBERG / KOMMISSION

fungsausschusses mit ihrer Krankheit ver­
einbaren ließen, gab sie dagegen keine
nähere Erläuterung. Allerdings war diese
Frage in der erwähnten Anfrage auch
nicht ausdrücklich gestellt worden.

In einer Mitteilung vom 30. April, die im
Betreff die Bezeichnung „Verwarnung"
trug, nannte der Vorgesetzte diese Ant­
wort „unvollständig und einseitig": die
Bezeichnung als „unvollständig" sollte
sich wohl auf die zuletzt erwähnte Frage
beziehen. Der Ausdruck „einseitig" be­
zieht sich vermutlich auf die in der Ant­

wort enthaltene Anspielung auf die
Abneigung, die der Vorgesetzte der Kläge­
rin im vorangegangenen Jahr gegen die
Mitwirkung der Klägerin als Mitglied des
Prüfungsausschusses bei den Arbeiten für
ein Auswahlverfahren gezeigt haben soll.
Am Schluß dieser Mitteilung betonte der
Vorgesetzte der Klägerin, er bedauere es,
ihr wegen ihres „zweideutigen und undis­
ziplinierten Verhaltens", das „den elemen­
tarsten Regeln unserer Verwaltung wider­
spricht und mit ihren dienstlichen Aufga­
ben unvereinbar ist" „diese Verwarnung"
erteilen zu müssen.

Am darauffolgenden 9. Juni legte die Klä­
gerin gemäß Artikel 90 des Beamtensta­
tuts bei der Kommission Beschwerde ein.
Sie schilderte die Tatsachen und die
Gründe ihres Verhaltens und ersuchte

sodann die Kommission, ihr schriftlich
zu bestätigen, daß die in den Mitteilun­
gen ihres Vorgesetzten, insbesondere in
derjenigen vom 30. April 1975, enthalte­
nen Behauptungen zurückgenommen
würden, da sie hierdurch in nicht gerecht­
fertigter Weise in ihrer persönlichen
Würde verletzt und in ihrer dienstlichen

Stellung beeinträchtigt werde.

Der Generaldirektor für Personal und

Verwaltung antwortete ihr am 22. Ok­
tober 1975. Er hob hervor, daß die aufge­
tretenen Schwierigkeiten auf ein Mißver­
ständnis zurückzuführen seien, das seine
Ursache in ihrem Fernbleiben vom

Dienst wegen Krankheit habe, versi­
cherte ihr jedoch, daß dennoch der Vor­
fall keine Auswirkungen auf ihre beruf-

liche Laufbahn haben und daß keine

diese Frage betreffenden schriftlichen
Unterlagen zu ihrer Personalakte genom­
men würden. Die Antwort endete mit fol­

genden Worten: „Ihre Beschwerde
braucht deshalb der Kommission nicht

mehr vorgelegt zu werden."

Aus dieser letzten Bemerkung muß man
wohl schließen, daß die Beschwerde nie­
mals der für die Entscheidung hierüber
zuständigen Stelle zugegangen ist. Im
Grunde hätte also der Generaldirektor,
weil die Klägerin seines Erachtens kein
Interesse mehr an der weiteren Verfol­

gung ihres Begehrens hatte, eine ableh­
nende Entscheidung getroffen.

Unter diesem Gesichtspunkt könnte man
meinen, die Entscheidung sei mit dem
Mangel fehlender Zuständigkeit behaftet.
Nach dem Beschluß der Kommission
vom 24. Februar 1974 ist nämlich das

mit Verwaltungsfragen befaßte Mitglied
der Kommission und nicht ein sei es

auch noch so ranghoher Beamter der Ver­
waltung als „Anstellungsbehörde" für Ent­
scheidungen über Beschwerden von Be­
amten des Grades der Klägerin zuständig.

Diese Rüge wird von der Klägerin unter
diesem Gesichtspunkt jedoch nicht erho­
ben. Außerdem kann man dem Vortrag
der Kommission in diesem Verfahren

entnehmen, daß diese sich die Entschei­
dung des Generaldirektors für Verwal­
tung jedenfalls zu eigen gemacht und
damit gegebenenfalls auch einen etwai­
gen Mangel geheilt hat.

Bevor ich mich einzeln der Untersu­

chung der verschiedenen Klageanträge
zuwende, möchte ich bemerken, daß es
eine der Zulässigkeitsvoraussetzungen für
die Klage eines Beamten gegen die seine
Beschwerde zurückweisende Entschei­

dung der Verwaltung ist, daß die Klagean­
träge und der Beschwerdegegenstand
übereinstimmen. Ich halte es allerdings
nicht für angezeigt, hier einen zu stren­
gen Formalismus walten zu lassen und
zu verlangen, daß jedem einzelnen Be­
schwerdebegehren genau ein Klageantrag
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entspricht, so als eröffne die Beschwerde
ein erstinstanzliches Verfahren und die

Klage eine Berufungsinstanz.

Da die Beschwerde nur ein reines Verwal­

tungsverfahren im vorprozessualen Sta­
dium einleitet, genügt es, daß die Klage
gegen die ablehnende Entscheidung in­
haltlich dasselbe Ziel wie die Beschwerde

verfolgt, ohne daß formale oder unwesent­
. liche Abweichungen zur Unzulässigkeit
der Klage führen könnten.

Diese Voraussetzung halte ich für gege­
ben.

Kommen wir also zu der Prüfung der ein­
zelnen Anträge der Klägerin. Sie begehrt
an erster Stelle eine Feststellung des Ge­
richtshofes, daß die im Telegramm vom
22. April 1975 enthaltene Weigerung ih­
res Vorgesetzten, der Dienstreise nach
Luxemburg zuzustimmen, gegen Artikel
1 letzter Absatz des Anhangs II zum Sta­
tut verstößt. Diese Vorschrift bestimmt,
daß die Tätigkeit der Mitglieder der Per­
sonalvertretung und der Beamten, die
nach Bestellung durch die Personalvertre­
tung in einer aufgrund des Statuts oder
von den Organen geschaffenen Einrich­
tung einen Sitz haben, als Teil des Dien­
stes gilt, den sie bei ihrem Organ zu lei­
sten haben.

Ich sehe jedoch keinen Anhaltspunkt für
das Bestehen einer im Widerspruch zum
Inhalt dieser Vorschrift stehenden Ab­

sicht. Dieses Telegramm erklärt sich ein­
fach aus der Unkenntnis des Leiters der
Dienststelle von dem wahren Gesund­

heitszustand der Klägerin und aus seinen
berechtigten Zweifeln an der Zulässig­
keit der Mitwirkung eines in Krankheits­
urlaub befindlichen Beamten bei einer

Tätigkeit, die eine Reise in eine andere
Stadt erfordert, zumal diese aufgrund
eines Dienstreiseauftrages erfolgen sollte,
der voraussetzt, daß sein Empfänger sich
im aktiven Dienst befindet, und nor­
malerweise mit einem Krankheitsurlaub

des Empfängers unvereinbar ist.

Außerdem wäre es nur dann von Inter­

esse, die in dem Telegramm enthaltenen

Anordnungen anhand des Gemeinschafts­
rechts zu würdigen, wenn man der Kläge­
rin für die unter Verstoß gegen diese
Anordnung durchgeführte Reise wegen
dieses Verstoßes die Anerkennung als
Dienstreise verweigert hätte. Dies ist je­
doch ersichtlich nicht geschehen. Für
sich allein betrachtet hat also der erste

Antrag keinerlei Interesse für die Kläge­
rin: Die Klage ist deshalb insoweit unzu­
lässig.

An zweiter Stelle beantragt die Klägerin,
die als „Verwarnung" bezeichnete Mittei­
lung vom 30. April wegen Unzuständig­
keit aufzuheben.

Artikel 87 des Statuts sieht vor, daß die
Anstellungsbehörde auf Vorschlag des
Vorgesetzten des Beamten oder von sich
aus ohne Anhörung des Disziplinarrats
eine Verwarnung aussprechen kann.

Der Beamte ist vorher zu hören. Vorlie­

gend handelt es sich um eine Äußerung
von Vorhalten, die sicherlich nach dem
Willen ihres Urhebers einen gewissen
Ernst haben sollte, wie die im Betreff be­
findliche Bezeichnung „Verwarnung"
zeigt. Dies reicht jedoch nicht aus, um
anzunehmen, daß dieser Äußerung die
Bedeutung einer echten Disziplinarmaß­
nahme im Sinne des Artikels 87 des Sta­
tuts zukommen sollte. Es handelt sich

um einen einfachen Hinweis, den ein
Vorgesetzter an seinen Untergebenen
richtet. Ein solcher Hinweis hat für sich

allein keine Rechtswirkung. Er ist eine
rein innerdienstliche Maßnahme, die
nach der Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes nicht im Klagewege anfechtbar ist (Ur­
teil in der Rechtssache 16/67, Labeyrie
— Slg. 1968, S. 452).

Die ungenaue Verwendung von Begrif­
fen, die nach dem Statut eine bestimmte
und fest umrissene Bedeutung haben,
mag zu bedauern sein. Aber der mate­
rielle Gehalt einer Rechtshandlung hat
Vorrang vor ihrer Form. Deshalb halte
ich den Antrag auf Aufhebung der Mittei­
lung für unzulässig.

An dritter Stelle beantragt die Klägerin
die Aufhebung der stillschweigenden
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ablehnenden Entscheidung der Kommis­
sion über ihre Beschwerde, mit der sie
die Rücknahme der erwähnten, sie betref­
fenden kritischen Äußerungen ihres un­
mittelbaren Vorgesetzten begehrte. Die­
ser Antrag stützt sich auf die angebliche
Verletzung der Beistandspflicht, die Arti­
kel 24 des Statuts der Kommission ihren

Beamten gegenüber auferlegt.

Hier liegt der Kernpunkt des Rechts­
streits. Da wie gesagt die Mitteilungen
des Vorgesetzten, über die sich die Kläge­
rin beklagt, zu keiner Disziplinarmaß­
nahme gefühlt haben und als solche
keine Rechtswirkungen haben, stellt sich
insoweit nur die Frage, ob die Worte mit
denen in diesen Mitteilungen die Kritik
am Verhalten der Klägerin ausgedrückt
hat, geeignet sind, die Klägerin in nicht
gerechtfertigter Weise in ihrem berufli­
chen Ansehen zu beeinträchtigen und
ihr jedenfalls einen immateriellen Scha­
den zuzufügen; dagegen muß ausgeschlos­
sen werden, daß diese Kritik der Kläge­
rin in ihrer beruflichen Laufbahn scha­

den könnte, da die fraglichen Mitteilun­
gen nach den Zusicherungen des Gene­
raldirektors für Personal und Verwaltung
niemals Bestandteil der Personalakte ge­
worden sind.

Ich habe mich schon in den am 12. März

1975 und weiterhin am 26. Juni 1975
vorgetragenen Schlußanträgen in den ver­
bundenen Rechtssachen 4 und 30/74

(Scuppa/Kommission — Slg. 1975, S. 938
ff. und S. 940 ff.) zu der Frage geäußert,
ob es grundsätzlich zulässig ist, auf Arti­
kel 91 des Beamtenstatuts eine von der

Anfechtungsklage unabhängige Klage auf
Ersatz des Schadens auch rein immateriel­

ler Art zu stützen, den der Beamte im
Dienst erlitten zu haben meint und für

den das Organ, dem er angehört, in An­
spruch genommen werden kann. Das Ur­
teil scheint zwar die prozeßrechtlichen
Prinzipien und Grundsätze der Zuständig­
keit, die ich in diesen Schlußanträgen ver­
treten hatte, stillschweigend übernom­
men zu haben. Die Kammer brauchte

damals jedoch hierzu nicht ausdrücklich
Stellung zu nehmen. Für den Fall, daß

sie dies heute für nötig erachten sollte,
gestatte ich mir, insoweit auf meine da­
maligen Ausführungen zu verweisen.

Was die behauptete Beeinträchtigung des
beruflichen Ansehens anbelangt, so
könnte ein Schaden nur aus der Veröf­

fentlichung der fraglichen Mitteilungen
interner und persönlicher Natur entstan­
den sein. Es ist verständlich, daß die Klä­
gerin dem Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses des Auswahlverfahrens ge­
genüber das Telegramm vom 22. April
erwähnen mußte. Dagegen bestand kei­
nerlei Notwendigkeit, irgendjemanden
von dem Inhalt der darauffolgenden
Mitteilungen und insbesondere von der
Mitteilung vom 30. April in Kenntnis zu
setzen. Es bliebe also meines Erachtens

vorrangig nur der Gesichtspunkt des
immateriellen Schadens, dessen Ersatz
Gegenstand des vierten Antrages ist.

Die Kommission hat der Klägerin ge­
genüber die Anerkennung ihrer berufli­
chen Eignung und Leistungen zum Aus­
druck gebracht. Dies zeigen die von den
Vorgesetzten der Klägerin abgegebenen
Beurteilungen. Die regelmäßige Beurtei­
lung der dienstlichen Führung der Kläge­
rin, die nach dem fraglichen Vorfall und
nach Anhörung des unmittelbaren Vorge­
setzten erstellt wurde, enthält keinen
unmittelbaren oder mittelbaren Hinweis
auf diesen Vorfall. Sie äußert sich in lo­
benden Worten über die Beamtin.

Übernimmt ein Beamter im dienstlichen

Interesse eine besondere Aufgabe, wie es
die Klägerin tat, als sie im letzten Mo­
ment zur Vertretung eines Mitglieds des
Prüfungsausschusses in die Reise nach
Luxemburg einwilligte, um zu verhin­
dern, daß die Durchführung eines Aus­
wahlverfahrens beeinträchtigt wurde, das
mehrere hundert Personen betraf, dann
mag sich der Beamte verständlicherweise
gekränkt fühlen, wenn er anschließend
in zugegebenermaßen recht harten Wor­
ten gerügt wird. Und die Kränkung wird
um so größer sein, wenn es sich um
einen besonders gewissenhaften und
pflichttreuen Beamten handelt.
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Die Klägerin hätte jedoch sicher besser
daran getan, ihren unmittelbaren Vorge­
setzten von ihrer vorgesehenen Reise
nach Luxemburg zu unterrichten. Hätte
dieser etwas früher davon gewußt, dann
wäre ihm Zeit zur Aufklärung der Sache
geblieben, und wahrscheinlich hätte
dann für keine Seite Grund für die Ein­

nahme einer starrsinnigen Haltung be­
standen, wie sie aus der Schaffung vollen­
deter Tatsachen entstanden ist.

Selbst wenn das Schreiben vom 23. April
insoweit keineswegs ausdrücklich eine
Erklärung verlangte, hätte sich die Kläge­
rin auch deutlicher ausdrücken können,
als sie erklärte, wie sich ihre Mitwirkung
bei den Arbeiten des Prüfungsausschus­
ses mit der Krankheit vereinbaren ließ,
die sie vom Dienst fernhielt. Das Schrei­

ben beschränkte sich darauf, danach zu
fragen, warum die Klägerin trotz ihres
Krankheitsurlaubs bei den Arbeiten des

Prüfungsausschusses mitwirkte. Die Klä­
gerin glaubte, hierauf mit der Erklärung,
daß die Arbeiten des Auswahlverfahrens

sonst hätten gefährdet werden können,
eine erschöpfende Antwort gegeben zu
haben. Es ist deshalb verständlich, daß
der Vorgesetzte auch nach Erhalt der Er­
klärungen weiterhin glaubte, einen
Widerspruch in dem Verhalten der Kläge­
rin erkennen zu können: War sie doch

einerseits in der Lage, in eine andere
Stadt zu reisen, um bei einem Auswahl­
verfahren mitzuwirken, während sie an­
dererseits an den an ihrem Wohnort statt­

findenden Sitzungen der unmittelbar
ihre dienstlichen Aufgaben betreffenden
Arbeitsgruppen nicht teilnahm.

Aus alldem folgt, daß der mangelnde
Kontakt zwischen beiden Beamten und
die daraus entstandenen Mißverständ­
nisse zu der beschriebenen Reaktion des

Vorgesetzten der Klägerin geführt haben,
zu einer Reaktion, die sicher bei objekti­
ver Betrachtung übertrieben, aber subjek­
tiv in Anbetracht der Umstände verständ­
lich war.

Die Entscheidung des Generaldirektors
für Personal und Verwaltung, diesen
Schriftwechsel nicht zu der Personalakte

der Betroffenen zu nehmen, stellt zwar
für sich genommen keine Zurücknahme
der tadelnden Äußerungen des Vorgesetz­
ten der Klägerin als unbegründet dar. Sie
enthält aber stillschweigend die Bewer­
tung dieser Äußerungen als bedeutungs­
los. In Anbetracht der vorerwähnten Um­

stände und insbesondere der Tatsache,
daß das Verhalten der Klägerin zu der
Entstehung des Mißverständnisses, das
dem Vorfall zugrunde lag, beigetragen
hat, bin ich der Ansicht, daß die Kläge­
rin nicht berechtigt ist, die Verurteilung
der Kommission zu einem sei es auch

nur symbolischen Ersatz des immateriel­
len Schadens zu verlangen, den sie durch
die ihr erteilten Rügen, durch die Abwei­
sung ihres mit der Beschwerde an die
Verwaltung verfolgten Begehrens und ins­
besondere durch die unterbliebene for­

melle Zurücknahme dieser Rügen erlit­
ten haben will.

Die Kommission zögerte verständlicher­
weise, den Leiter einer Dienststelle offi­
ziell zu desavouieren, der guten Glaubens
in Erfüllung der mit seiner Vorgesetzten­
stellung verbundenen Aufgaben einen
Tadel geäußert hatte, der zwar übertrie­
ben, aber doch subjektiv in Anbetracht
der Umstände und der Mißverständnisse,
zu deren Entstehung die Klägerin selbst
beigetragen hatte, gerechtfertigt war.

In dieser Sicht hätte sich die Klägerin
auch mit der vom Generaldirektor für

Personal und Verwaltung gegebenen Zusi­
cherung zufriedengeben können, daß
jede Bezugnahme auf den Vorfall aus ih­
rer Personalakte entfernt werde. Selbst

wenn dies nicht genügte, stellen jeden­
falls der Umstand, daß die Kommission
während der Sitzung ihre Anerkennung
für die in jeder Hinsicht hervorragende
Beamtin geäußert hat, und die damit die­
ser Anerkennung zuteil gewordene Öf­
fentlichkeit schon für sich allein ein ge­
eignetes Mittel dar, um der Klägerin Ge­
nugtuung zu verschaffen und alle Zweifel
auszuräumen, die im Dienst ihr ge­
genüber möglicherweise durch den er­
wähnten Schriftwechsel hätten hervorge­
rufen werden können.
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In Anbetracht der besonderen Umstände, die zu diesem Rechtsstreit geführt
haben, halte ich es, auch wenn ich die Klage abzuweisen beantrage, für billig,
der Beklagten, der nach der für Beamtenklagen geltenden Vorschrift ohnehin
ihre eigenen Kosten zur Last fallen, nach Artikel 69 § 3 Absatz 1 der Verfah­
rensordnung auch die Hälfte der Kosten der Klägerin aufzuerlegen.
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